Prozessbericht gegen Antiatomaktivisten
Am 30.7.2012 blockierten Atomkraftgegner eine Zugstrecke in Münster dabei kann  neben einer Anzahl vieler anderer Aktionen, zu einer Ankettaktion.

Nachdem sich die Polizeibeamten beim letzten Prozesstag dadurch auszeichneten das sie sich an fast nichts erinnern konnten. Trat nur ein Bahnbeamter als Zeuge auf.

Nachdem der Verlauf der Ankettaktion noch einmal durchgekaut wurden. Wurde es noch langweiliger da ein Bahnbericht mit den hunderten von Bahnabkürzungen ins Normaldeutsch übersetzt werden musste. 

Positives Ergebnis der Befragung für die Atomgegner ist wohl das die Schienen beim
Anketten nicht beschädigt wurden. Weil das ein strafbarer Eingriff in den Schienenverkehr dasteht.

Einer der Atomkraftgegner spitzte es zu in der Frage: Könnte der Zug über die angeketteten Personen fahren ohne Schaden zu nehmen.

Antwort: Der Zug würde keinen Schaden nehmen wenn er über die Personen führe.

Frage: Könnte der Zug über die Personen fahren ohne das diese Schaden nehmen.

Nein dafür ist der Abstand zwischen den Schienen zu gering.

Nun wird ein Video von der Loslösung der angeketteten Atomkraftgegner gezeigt.
Beide waren miteinander gekettet, über die Kette war eine Metallröhre welche sich die Aktivisten mit dem Hochleistungsklebeband an den Arm klebten. Für die technische Abteilung der Polizei eine Herausforderung die etliche Stunden dauerte. Zuerst schoben sie eine Kamerasonde in die Röhre um möglichst keine Finger der Aktivisten abzutrennen. Dann mussten sie über Stunden mühsam ein Fenster in die Röhre flexen. Nur um an die Kette zu kommen. Die dann mühsam mit dem Bolzenschneider aufgebrochen werden musste.

Das interessante an dem Video ist das anders als von den vier Polizeibeamten zuvor ausgesagt worden ist ,Polizeiautos ganz in der Nähe der Schienen abgestellt worden waren, und so das schmerzhafte Tragen der Aktivisten über mindestens 200 Metern gar nicht nötig war. Die Polizei verschaffte sich trotz strahlenden Sonnenscheins Sichtschutz  bei ihrer Aktion. Denn es waren bereits eine große Zahl solidarischer Demonstranten auf dem anliegende Wald-Wiesenstück vor Ort. Welche mit Transparenten Schildern und Parolen ihre Meinung über Atomkraft und die Polizeiaktion  kund taten. Eine Veranstaltung an die sich keiner der befragten Polizisten erinnern konnte. Kein Wunder, den Demonstrationen stehen unter dem besonderen Schutz des Staates. Und dürfen nur nach gründlicher Überlegung mit Polizeimaßnahmen beendet werden. Sonst begeht die Polizei eine illegale Versammlungssprengung. Das werfen die Aktivisten den Polizisten vor. Auch bemängeln sie die Nichtzuständigkeit der Bundespolizei. Da für Veranstaltungen wie Demonstrationen die Landespolizei zuständig ist. Welche auch zahlreich vorhanden war. Während der ganzen Loslösung sind die Angeketteten nicht aggressiv. Entspannt winken mal Sympathisanten zu. Die ihnen solidarische Parolen entgegen rufen.  Leute die an der Ankettaktion vorbeikommen werden zu der Solidaritätsdemo geschickt. Welche anschließen repressiv beendet wird.

14 Uhr erste Person aus dem Gleisbett entfernt sagt eine Stimme. Im Hintergrund hört man Hubschrauberlärm. Die Hubschrauber der Landes und Bundespolizei an die sich die Polizeizeugen nicht erinnerten. Wohl um das zahlreiche Filmmaterial auch über das auseinanderjagen der Demonstranten nicht herausrücken zu müssen.

Nun ist auf dem Video das brutale Fordschleifen der Aktivisten  zu sehen. Folge dieser Aktion ist das deiner der Aktivisten mit dem Rettungswagen ins Krankenhaus gebracht wurde. Da er schwer am Knie verletzt wurden. Die Angeklagte kritisiert das das Video eine halbe Stunde kürzer ist als beim Ersten Prozess. Um Manipulation auszuschließen verlangt sie die halbe Stunde nachzureichen. Der Richter wird grantig. Bei der halben Stunde seien nur Detaiaufnahmen ohne Ton zu sehen. Warum sie sich das antun wollen. Es wird dann von den Aktivisten ein schriftlicher Antrag angekündigt.

Danach haben die Aktivisten noch eine ausführliche Erklärung geleistet. Und jeden der vielen Einzelfalle aufgezählt woran sich die Polizisten nicht mehr erinnerten. Einmal sagte der Einsatzleiter gar er sehe nicht ein warum er Namen von Kollegen nennen sollte. Außerdem wüsste er ihn jetzt auf nicht mehr. Da sich jeder auf Verlangen der Polizei ausweisen muss wirkt es merkwürdig wenn Polizeibeamte sagen das ihre Namen niemanden etwas angingen.
Weiter im Text:“ Sicherheit ist nur für die Atomindustrie geleistet worden, gegen die Atomkraftgegner. Nicht aber für die Bevölkerung weil die Polizei nichts über die Gefahren des transportierten Uranhexaflorid weiß und keine Mittel zum Eigenschutz besitzt wie zum Beispiel spezielle Gasmasken. Uranhexaflorid ist radioaktiv und ätzend. Flusssäure eine Bestandteil des Ganzen ist explosiv und ätzend. Das Einatmen der Dämpfe führt zu Verätzungen der Atemwege.  Anschließend den Tod.

Aus der Atomanlage Gronau läuft täglich ein Transport von Uranhexaflorit. „Diese

Illegale Dauergefährdung der Anwohner ist zu Unterlassen.

Zum Schluß leisteten die Aktivisten noch 21 Beweißanträge. Über Gesundheitsrisiken beim Urantransport, beim Anreichern, beim Transport und beim Normalbetrieb von Atomanlage. Wegen der „Niedrigstrahlung.“ Welche zu zahlreichen Krebserkrankungen führt. 

Der nächste Prozess ist am 11.9.2015.Wieder um 9Uhr im Landgericht.
Mit freundlichen Grüssen

Ingo Giesen    
